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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen

Image der Schweiz im Ausland

Präsenz Schweiz, die für die Wahrnehmung der Schweiz im Ausland verantwortliche
Bundesstelle, berichtete Ende 2014 über ihr Monitoring der Berichterstattung
ausländischer Leitmedien über die Schweiz. Gemessen anhand der Anzahl Artikel, fand
gemäss der Studie neben dem World Economic Forum in Davos die direkte Demokratie
hohe Beachtung. Berichtet wurde vor allem über die Annahme der
Masseneinwanderungsinitiative im Februar sowie über die Ecopop- und die
Goldinitiative im November. Positiv in die Schlagzeilen geriet die Schweiz dank dem
OSZE-Vorsitz. Eher negativ wurde über den Dauerbrenner ‚Banken und Steuerstreit‘
berichtet. Das Bild einer Steueroase mit restriktiver Migrationspolitik schien sich im
Berichtjahr noch zu verstärken. So zeigte eine ebenfalls von Präsenz Schweiz in Auftrag
gegebene, in fünf europäischen Ländern bei je rund 1000 Befragten durchgeführte
Umfrage, dass in Deutschland 17% der Befragten angaben, die Schweiz sei in den letzten
Jahren aufgrund der Ermöglichung von Steuerflucht, Abschottung von Europa oder
restriktiven Einwanderungsgesetzen unsympathischer geworden. In Spanien und
Frankreich betrug dieser Anteil 12%. Freilich gab es auch Befragte, welche die Schweiz
als sympathischer wahrnahmen als noch vor fünf Jahren. Dieser Anteil zeigte sich mit
23% vor allem in Polen als relativ hoch. Bei den Dingen, die den Befragten im
Zusammenhang mit der Schweiz einfallen, schwingen die Klischees oben aus:
Schokolade (24%), Berge (20%), Banken (18%) und Uhren (16%). Dass die Schweiz als
kleines Land Mühe hat, überhaupt wahrgenommen zu werden, zeigten die Fragen zu
Ausbildung und Verkehr. Gute Schulen und Ausbildungen oder eine funktionierende
Verkehrsinfrastruktur werden nämlich eher mit Deutschland, Grossbritannien,
Schweden oder Frankreich als mit der Schweiz assoziiert. Präsenz Schweiz schloss aus
der Studie, dass insbesondere auch nach dem Ausgang der
Masseneinwanderungsinitiative vermehrt Erklärungsarbeit geleistet werden müsse. 1

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 15.12.2014
MARC BÜHLMANN

Stimmung in der Bevölkerung

Interessante kantonale Unterschiede hinsichtlich des Vertrauens in die Judikative
lieferte eine Mitte März publizierte Nationalfondsstudie, in der rund 100 Personen pro
Kanton nach ihrer Meinung zu den kantonalen Gerichten befragt wurden. Nicht nur die
Beurteilung von Unabhängigkeit und Fairness durch die Gerichte, sondern auch das
Vertrauen in die Richterinnen und Richter variieren stark zwischen den Kantonen. Es
sind dabei die Kantone Wallis, Jura, Neuenburg, Genf, Obwalden und Schwyz, die durch
schlechte Beurteilung auffallen, während die beiden Appenzell und Basel-Stadt die
Rangliste anführen. Die Studie machte neben dem Wahlmodus der Richterinnen und
Richter hauptsächlich die Anzahl Laienrichterinnen und -richter, aber auch Justiz-
Affären für die Unterschiede verantwortlich. 2

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 16.03.2014
MARC BÜHLMANN

Bei den seit 1976 jährlich von der Credit Suisse ermittelten Sorgen der Bevölkerung der
Schweiz im so genannten Sorgenbarometer zeigte sich auch 2014 die Arbeitslosigkeit
als das Thema, das die meisten Bauchschmerzen verursacht. Seit 2003 wird die
Arbeitslosigkeit als Hauptsorge betrachtet. 2014 bezeichneten 51% der rund 1000 von
gfs.bern befragten Personen die Erwerbslosigkeit als grösste Besorgnis, was einem Plus
von sieben Prozentpunkten im Vergleich zu 2013 gleichkommt. 40% der Befragten
sorgen sich um Ausländerfragen (+ 3 Prozentpunkte) und 37% der Befragten (+ 8
Prozentpunkte) bereitet die AHV bzw. die Sicherung der Renten Unbehagen. Die
Befragten konnten aus einer Liste aus 34 Sorgen fünf Nennungen abgeben. Sorgen um
das Asylwesen und Flüchtlingsfragen (26%, - 2 Prozentpunkte) und das
Gesundheitswesen (23%, + 2 Prozentpunkte) fanden sich wie schon vor einem Jahr
ebenfalls unter den fünf Hauptsorgen der Schweizerinnen und Schweizer. 3

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2014
MARC BÜHLMANN
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Gleich zwei Studien massen im Berichtsjahr das Institutionenvertrauen in der Schweiz
und kamen dabei auf recht ähnliche Befunde. Sowohl laut dem ETH-Sicherheitsbericht
als auch laut dem Credit Suisse Sorgenbarometer geniessen die Gerichte und die
Polizei das höchste Vertrauen. Auch der Bundesrat und das Parlament erzielen hohe
und im Vergleich mit dem Vorjahr stabile Vertrauenswerte. Auf leicht unterschiedliche
Befunde kamen die beiden Untersuchungen bezüglich des Vertrauens gegenüber den
Medien und Parteien. Während laut dem Sicherheitsbericht das mittlere Vertrauen
gegenüber den Parteien ein wenig höher ist als gegenüber den Medien, schneiden die
Parteien bei der Sorgenbarometer-Befragung durchwegs schlechter ab als bezahlte und
Gratiszeitungen sowie Radio und Fernsehen. Letzteres wird hier von den Befragten gar
als vertrauenswürdiger beurteilt als der Bundesrat. Zu unterschiedlichen Schlüssen
kamen die beiden Studien auch hinsichtlich des allgemeinen Institutionenvertrauens.
Während die ETH-Studie eine leichte Steigerung des Vertrauens in die Institutionen
feststellte, mass die Credit Suisse-Untersuchung einen rückläufigen Trend. Insgesamt
kann in internationalen Vergleichen allerdings von einem nach wie vor sehr hohen
Vertrauen gegenüber den schweizerischen Institutionen ausgegangen werden. Dies
zeigte sich etwa in einem OECD-Bericht zu verschiedenen sozialen Indikatoren. Beim
Regierungsvertrauen schnitt die Schweiz vor Luxemburg und Norwegen am besten ab:
82% der Befragten gaben hier an, ihrer Regierung zu vertrauen. Während der OECD-
Schnitt 43% betrug, genoss die Regierung beim Schlusslicht Griechenland gerade mal
von 14% der Befragten ein hohes Vertrauen. 4

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 01.12.2014
MARC BÜHLMANN

Rechtsordnung

Strafrecht

Mitte April 2022 berichtete die Presse über die Ergebnisse einer repräsentativen
Umfrage zu sexuellen Beziehungen, die GfS Bern im März 2022 im Auftrag von Amnesty
International Schweiz durchgeführt hatte. Daraus ging hervor, dass die grosse Mehrheit
der Schweizer Bevölkerung eine Reform des Sexualstrafrechts als angezeigt
erachtete; nur 13 Prozent der Befragten zeigten sich mit den geltenden Normen
zufrieden. Während 45 Prozent der Befragten sich eine Regelung gemäss dem
Zustimmungsprinzip («Nur Ja heisst Ja») wünschten, beurteilten nur 27 Prozent die von
der RK-SR vorgeschlagene Widerspruchslösung («Nein heisst Nein») als ausreichenden
Schutz vor sexualisierter Gewalt. Der Zuspruch zur Zustimmungslösung fiel bei jüngeren
Befragten, Frauen und queeren Personen am höchsten aus. Insgesamt gaben 81 Prozent
der Teilnehmenden an, bereits heute bei jeder sexuellen Handlung sicherzustellen, dass
das Gegenüber damit einverstanden ist. Fast ein Viertel wertete allerdings auch ein
Schweigen als Zustimmung. Von den Männern gaben knapp die Hälfte an, es als
Einwilligung zum Geschlechtsverkehr zu interpretieren, wenn das Gegenüber vorher
einer anderen sexuellen Handlung zugestimmt habe. Ein gutes Drittel der männlichen
Befragten ging auch von einer Einwilligung aus, wenn die Person aufreizend gekleidet ist
und mit dem Befragten geflirtet hat. Bei den befragten Frauen waren diese Ansichten
deutlich weniger verbreitet. Die Presse schlussfolgerte, dass die Veröffentlichung
dieser Ergebnisse den Druck auf die Politik erhöhe, das «Nur-Ja-heisst-Ja»-Prinzip
gesetzlich zu verankern. 5

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 13.04.2022
KARIN FRICK

Datenschutz und Statistik

Zum Start der Pilotphase der Proximity-Tracing-App des Bundes Ende Mai 2020
veröffentlichte der Bundesrat die Ergebnisse einer Bevölkerungsumfrage, die das BAG
Ende April in Auftrag gegeben hatte, um die Einstellung der Schweizer Bevölkerung zur
Corona-App zu erfahren. Demnach begrüssten 70 Prozent der Bevölkerung die
Einführung der App und 59 Prozent erklärten sich klar oder eher dazu bereit, sie zu
installieren. Eine Mehrheit der Befragten stellte sich aber klar gegen eine
Installationspflicht, insbesondere gegen einen punktuellen App-Zwang zum Beispiel
durch Arbeitgeber oder als Bedingung für den Zugang zu bestimmten Angeboten und
Dienstleistungen. Als für die Installationsbereitschaft entscheidende Faktoren
identifizierte die Studie das konkret vorhandene Wissen über die Funktionalitäten der
App und das Vertrauen in den Bundesrat. In Widerstand gegen die App resultierten
dahingegen konkrete Datenschutzbedenken sowie die allgemeine Befürchtung, dass im
Zuge der Corona-Pandemie der Persönlichkeitsschutz dauerhaft eingeschränkt werden
könnte. Besonders skeptisch zeigten sich jene Personen, die trotz Corona-
Einschränkungen viele ausserhäusliche Kontakte pflegten und die sich vor einer
Einschränkung ihrer Bewegungsfreiheit und einer zwangsweise durchgesetzten

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 26.05.2020
KARIN FRICK
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Quarantäne fürchteten. Die Autoren kamen zum Schluss, «dass die Faktoren
Eigenverantwortung, Vertrauen und freiwillige Solidarität die Basis bilden für eine weite
Verbreitung einer Proximity-Tracing-App in der Schweiz». Um möglichst viele
Menschen dazu zu bewegen, die App zu installieren, plane das BAG, sobald das
Parlament grünes Licht für die App gegeben haben wird, eine entsprechende
Informationskampagne zu starten, berichtete «Le Temps». 6

Grundrechte

Im Juni 2022 veröffentlichte der Bundesrat einen Bericht über die Möglichkeiten zur
Verbesserung der Datenlage zu Diskriminierungen von LGBTI-Personen. Er erfüllte
damit ein 2017 überwiesenes Postulat Reynard (sp, VS). Im Bericht stellte der Bundesrat
fest, dass die Datenlage zu Diskriminierungen aufgrund sexueller Orientierung oder
Geschlechtsidentität «heute tatsächlich sehr dünn» sei. Allerdings sei die
entsprechende Datenerhebung auch «keine einfache Angelegenheit», wie eine in
Auftrag gegebene Machbarkeitsstudie des SKMR gezeigt habe. Quantitative
Bevölkerungsumfragen eigneten sich dazu eher schlecht. LGBTI-Personen bildeten
keine homogene Gruppe, weshalb Zahlen zu den verschiedenen Ausprägungen separat
erhoben werden müssten. Dabei handle es sich jedoch um zahlenmässig kleine
Gruppen, die zudem mangels Erhebungsrahmen in Form eines Registers o.ä. schwierig
zu identifizieren seien, sodass es «eine grosse Herausforderung» sei, eine
repräsentative Stichprobe der LGBTI-Bevölkerung zu gewinnen. Überdies seien
Diskriminierungserfahrungen aufgrund unterschiedlicher Wahrnehmungen und
Selbsteinschätzungen subjektiv. Um sie allenfalls in standardisierte
Bevölkerungsumfragen integrieren zu können, müssten durch qualitative Forschung
zuerst geeignete Fragestellungen zur Erfassung des Phänomens entwickelt werden.
Damit könnte auch ein vertieftes Verständnis von Mehrfachdiskriminierungen
gewonnen werden – eine explizite Forderung des Postulats. In diesem Sinne ermutigte
die Regierung Forscherinnen und Forscher dazu, Projekte mit entsprechendem
Schwerpunkt beim Schweizerischen Nationalfonds einzureichen. Abschliessend verwies
der Bundesrat auf laufende Arbeiten zur Verbesserung der Datenlage zu
Hassverbrechen – eine Konsequenz der Aufnahme des Verbots der Diskriminierung
aufgrund der sexuellen Orientierung in das Strafgesetzbuch; am Ende dieses Prozesses
sollte das BFS im Rahmen der polizeilichen Kriminalstatistik Zahlen zu Diskriminierung
durch Hassverbrechen aufgrund der Geschlechterzugehörigkeit oder der sexuellen
Orientierung ausweisen können. 7

BERICHT
DATUM: 22.06.2022
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Wahl- und Abstimmungsverfahren

Die Frage, ob die Veröffentlichung von Ergebnissen von Meinungsumfragen vor
Volksabstimmungen und Wahlen einen Einfluss auf deren Ausgang hat, ist in der
Wissenschaft umstritten. Die Branche der Meinungsforscher hatte sich im Jahre 2002
Richtlinien gegeben, welche die Publikation nur bis zehn Tage vor dem Entscheid
zulässt. Eine Motion Zisyadis (pda, VD), welche eine gesetzliche Regelung und eine
längere Frist verlangte, lehnte der Nationalrat deutlich ab. 8

MOTION
DATUM: 27.09.2004
HANS HIRTER

Die Annahme der Minarettinitiative 2009 hat im Berichtsjahr eine Debatte über
Umfragen im Vorfeld von Abstimmungen ausgelöst. Die Resultate der Umfragen, welche
die GfS im Auftrag der SRG durchgeführt hatte, wichen ungewöhnlich stark vom
Abstimmungsresultat ab. Dies verursachte auch in den Räten einigen Wirbel. Noch Ende
2009 reichte Mörgeli (svp, ZH) eine parlamentarische Initiative ein, die für Radio und
Fernsehen ein Verbot von Meinungsumfragen zu Wahlen und Abstimmungen forderte.
Die Staatspolitische Kommission (SPK-NR) lehnte diese Initiative mit 13 zu 9 Stimmen
bei vier Enthaltungen ab, reichte aber ihrerseits eine Motion ein, mit welcher die
Rahmenbedingungen für die Publikation von Meinungsumfragen vor Wahlen und
Abstimmungen geregelt werden sollen (10.3642). Beide Vorlagen werden von den Räten
erst 2011 behandelt. (Siehe auch die Interpellation Rickli (svp, ZH) (10.5180)).Nachdem
die SRG drei Studien in Auftrag gegeben hatte, welche die Diskrepanzen zwischen
Umfrage- und Abstimmungsresultat insbesondere auf soziale Erwünschtheit (falsche
Antworten aus Angst vor sozialer Ablehnung bei korrekter Antwort) zurückführten und
aufzeigten, dass Umfragen keinen signifikanten Einfluss auf den Abstimmungsentscheid
haben, glätteten sich die Wogen ein wenig. Nach einmaligem Unterbruch gab die SRG

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 21.10.2010
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 23.04.24 3ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



beim GfS für die Abstimmungen vom 26. September wieder Umfragen in Auftrag.
Freilich hatte die Nicht-Veröffentlichung der Umfrageresultate für die Abstimmungen
vom 7. März von links bis rechts für Unmut gesorgt. Die SRG hatte nämlich für diesen
Urnengang nicht ganz auf Umfragen verzichtet. Die Ergebnisse der GfS-Umfragen, die ja
letztlich von den Gebührenzahlern finanziert wurde, wurden jedoch nicht veröffentlicht
und auch den Parteien nicht zur Verfügung gestellt. Die SRG verteidigte sich mit dem
Argument, dass die Umfrage gebraucht werde, um die Probleme bei der
Minarettinitiative zu untersuchen. 9

Mehrere Vorstösse zielten im Berichtsjahr auf die Rahmenbedingungen im Vorfeld von
Volksabstimmungen. Die staatspolitische Kommission hatte noch im Jahr 2010 die
parlamentarische Initiative Mörgeli (svp, ZH), die ein Verbot von Meinungsumfragen vor
Wahlen und Abstimmungen fordert, abgelehnt und ihrerseits eine Motion eingereicht,
mit der Rahmenbedingungen für die Publikation von solchen Umfragen geschaffen
werden sollen (10.3642). Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung, da er auf die
Selbstregulierung der Branche vertraue. Nach einem Wortgefecht zwischen SVP-
Vertretern und dem Kommissionssprecher Gross (sp, ZH) wurden sowohl die
parlamentarische Initiative (mit 83 zu 73 Stimmen) als auch die Motion (mit 80 zu 72
Stimmen) abgelehnt. Die unabhängige Beschwerdeinstanz (UBI) hatte im Juni fünf von
neun Beschwerden gegen Beiträge zu Meinungsumfragen abgelehnt. Auf eine trat sie
nicht ein und bei den restlichen dreien rügte sie, dass zu wenig deutlich unterschieden
worden sei zwischen klar Ja/Nein-Stimmenden und eher Ja/Nein-Stimmenden. Die
Beschwerden im Zusammenhang mit der Minarettinitiative, bei welcher Umfragen
deutliche Nein-Mehrheiten prognostiziert hatten, die schlussendlich aber angenommen
wurde, wurden alle abgewiesen. 10

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 02.03.2011
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Landesverteidigung und Gesellschaft

Auch Anfang 2014 publizierte die ETH Zürich ihre gemeinsam mit dem Center for
Security Studies (CSS) jährlich erstellte Jahresstudie „Sicherheit“ zur Ermittlung der
Meinungen in den Bereichen Aussen-, Sicherheits- und Verteidigungspolitik in der
Schweiz. Augenfällig ist laut der Autoren eine markant positivere Einstellung der
Schweizerinnen und Schweizer gegenüber der Armee. 80% der Befragten bejahen die
Notwendigkeit der Armee, was einen Anstieg von 8 Prozentpunkten gegenüber 2013
bedeutet. Leicht verlagert hat sich hingegen die Einschätzung der Wehrpflicht.
Gegenüber dem Vorjahr sprechen sich 37% für eine Abschaffung der Wehrpflicht
zugunsten einer Freiwilligenarmee aus (+ 4 Prozentpunkte), 61% sind dagegen (eine
Abnahme um 4 Prozentpunkte). Das Niveau von 2012 (48%) blieb jedoch noch immer
weit unterschritten. Auch im Nachgang an die Wehrpflichtabstimmung blieb diese
Haltung also gefestigt. Das bevorzugte Wehrmodell bleibt die Milizarmee, welche von
einer Mehrheit von 61% (+ 5 Prozentpunkte) unterstützt wird. Einer Abschaffung der
Armee stimmten im Berichtsjahr bloss noch 11% der Befragten zu (- 6 Prozentpunkte).
Hinsichtlich der anstehenden Weiterentwicklung der Armee (WEA) ist interessant, wie
sich die Befragten zu den Armeeausgaben äussern: 2014 hielten 49% die Kosten für
angemessen, was einen Anstieg von 5 Prozentpunkten und einen Höchststand seit 1986
bedeutet. Bei der Frage nach Bedrohungsformen stehen Cyber-Angriffe an der Spitze.
Auf einer Skala von 1 bis 10 wurde die Eintretenswahrscheinlichkeit eines solchen
Ereignisses durchschnittlich auf 5.4 geschätzt. Einen militärischen Angriff fürchten nur
gerade 3% der Befragten. Damit einhergehend sehen Schweizerinnen und Schweizer
die Funktion der Armee zunehmend in subsidiären Unterstützungs- und
Sicherungseinsätzen, wie der Katastrophenhilfe im Inland oder der Unterstützung der
zivilen Grenzwache und der Polizei. Auf einer Zehnerskala erreicht die Armee punkto
Zufriedenheit mit ihren Leistungen eine Note von 6.3. Gemessen an der langjährigen
Entwicklung erreicht zudem die Beurteilung der Verteidigungsausgaben einen
Höchstwert: 49% sind 2014 der Auffassung, die Höhe der Ausgaben sei angemessen.
Dieser Anstieg um 5% Prozentpunkte entspricht der Abnahme der letztjährigen
Einschätzung, die Ausgaben seien zu hoch. Verglichen mit dem Vorjahr, zieht sich die
insgesamt positivere Einstellung der Bevölkerung gegenüber der Armee durch alle
Befragungsfelder der Studie. 11

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 01.01.2014
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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Wirtschaft

Wirtschaftspolitik

Konjunkturlage- und politik

Als Ergänzung zum Bruttoinlandprodukt (BIP) veröffentlichte das Bundesamt für
Statistik (BFS) Ende 2014 erstmals ein Indikatorensystem Wohlfahrtsmessung, welches
auf dem Bundesratsbeschluss zur grünen Wirtschaft vom Mai 2012 fusst und neben
materiellen Komponenten (z.B. Einkommen, Vermögen) auch die immaterielle Situation
der Bevölkerung (z.B. Bildung, Gesundheit, soziales Netz) abbildete und neben
objektiven Grössen auch die subjektive Einschätzung der Lebenssituation
berücksichtigte. Bei den materiellen Komponenten zeigte sich, dass sich die
Entwicklung des BIP nur teilweise auf das verfügbare Einkommen ausgewirkt hat.
Letzteres war zwar gewachsen, jedoch weniger stark als das Bruttoinlandprodukt pro
Kopf. Gleiches galt für den Verbrauch von Material und Energie, was einer
Effizienzsteigerung entsprach. An der Verteilung des Einkommens veränderte sich im
Beobachtungszeitraum von 1998 bis 2011 indes kaum etwas. Besonders von Armut
betroffen waren Alleinerziehende, Personen mit tiefer Bildung, alleinlebende
Erwachsene sowie Personen, die in Haushalten ohne Erwerbstätige lebten. Im Bereich
der immateriellen Faktoren zeigte sich unter anderem, dass die in der Schweiz lebende
Bevölkerung immer besser ausgebildet war und älter wurde (Lebenserwartung: 80,5
Jahre für Männer und 84,8 Jahre für Frauen), aber auch, dass in den letzten Jahren
rund jede fünfte Person tagsüber einem Strassenverkehrslärm über dem Grenzwert der
Lärmschutzverordnung ausgesetzt war. Der Bericht zur Lancierung der
multithematischen Wohlfahrtsmessung kam aber zum Schluss, dass die Zufriedenheit
der Schweizer Bevölkerung hoch war. 2013 gaben knapp drei Viertel an, mit ihrem
Leben sehr zufrieden zu sein, vier von fünf in der Schweiz lebenden Personen waren
gemäss eigenen Angaben psychisch gesund, wobei Frauen weniger oft in guter
psychischer Verfassung waren als Männer. Die Ergebnisse zur umfassenden
Wohlfahrtsmessung werden in Zukunft jährlich publiziert. 12

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 31.12.2014
DAVID ZUMBACH

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Selon un sondage non-publié, effectué à la demande de l'Office fédéral de l'énergie,
sur la perception par la population de la politique énergétique, une large majorité des
citoyens ne seraient pas au courant des objectifs et du contenu du programme
Energie 2000. Ainsi, malgré les efforts des responsables de la politique énergétique
pour sensibiliser les citoyens aux questions relatives à la consommation d'énergie, le
grand public semble encore fort peu informé sur ce sujet. 13

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 26.08.1993
ANDRÉ MACH

Raumplanung und Wohnungswesen

Raumplanung

Die Ende März publizierte Voto-Studie zur Zersiedelungsinitiative bestätigte, was
bereits im Vorfeld der Abstimmung vermutet worden war: Die Stimmbevölkerung hatte
mehrheitlich die Ansicht vertreten, dass der Zersiedelung mit der aktuellen
Gesetzgebung bereits ausreichend Einhalt geboten werde. Nichtsdestotrotz befand
sogar unter den Nein-Stimmenden eine Dreiviertelmehrheit, dass Naturlandschaften
und Kulturland besser geschützt werden müssten. Ferner zeigte die Nachbefragung,
dass die Grünen ihr Wählerklientel gut für ihr Anliegen begeistern konnten. 91 Prozent
der Anhängerschaft der Grünen unterstützte das Anliegen. Jedoch war es der Partei
gemäss Voto-Studie nicht gelungen, ihre Basis überdurchschnittlich stark zu
mobilisieren. Mit 78 bis 84 Prozent wurde die Volksinitiative von den
Sympathisierenden der CVP, FDP und SVP deutlich abgelehnt. Gespalten gab sich die
Anhängerschaft der SP und der GLP mit Zustimmungsraten von jeweils 53 Prozent. Zu
ähnlichen Ergebnissen kam auch die unmittelbar nach der Abstimmung für Tamedia
durchgeführte Online-Umfrage von LeeWas. Die Voto-Studie wies ferner aus, dass
Frauen der Zersiedelungsinitiative häufiger zustimmten als Männer, sich erstere im
Vergleich zu den männlichen Stimmberechtigten jedoch zu einem geringeren Anteil an

VOLKSINITIATIVE
DATUM: 28.03.2019
MARLÈNE GERBER
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der Abstimmung beteiligten. 14

Wohnungsbau und -eigentum

Die VOX-Analyse zum Anliegen des HEV ergab, dass sich das links-grüne Lager am
parteikonformsten verhielt: 73% der SP-Anhängerschaft folgten der Empfehlung ihrer
Partei, bei den Grünen waren es deren 71%. Während immerhin noch 66% der SVP-
Sympathisanten im Sinne ihrer Partei stimmten, zeigten sich die Anhängerschaft der
CVP und FDP höchst gespalten. Weiter nahmen Wohneigentümer mit 55% deutlich
häufiger an der Abstimmung teil als Mieter (31%). Die Zustimmung unter den
Wohneigentümern hielt sich mit ebenfalls 55% jedoch in Grenzen. Dagegen
unterstützten immerhin 37% der Mieter das Anliegen zur Wohneigentumsförderung.
Eine Aufschlüsselung nach Alter zeigt jedoch, dass Wohneigentümer im Rentenalter der
Initiative signifikant häufiger zustimmten. Als nicht ausschlaggebend für den
Stimmentscheid erwies sich das Haushaltseinkommen. Laut VOX-Analyse war der
entscheidende Faktor die persönliche Bedeutung, welche die Stimmenden dem
Abstimmungsgegenstand beimassen. Im Vergleich zu den anderen beiden
Abstimmungen vom 23. September (Passivrauchschutz und Jugendmusikförderung), fiel
den Stimmenden der Entscheid zur Eigenmietwertbesteuerung schwer. Indiz dafür war,
dass bei 51% der Stimmenden die Meinungsbildung innerhalb der letzten beiden
Wochen vor Abstimmungstermin stattfand. Die Argumente, dass Personen im
Rentenalter sich den Erhalt des Eigenheims mit bestehender Regelung nicht mehr
leisten können, sowie dass ein fiktives Einkommen nicht besteuert werden kann, fanden
unter den Befürwortern der Initiative massive Unterstützung (81%, resp. 80%). Im
ablehnenden Lager erhielt das Argument, die Initiative führe zu einer
Ungleichbehandlung zwischen Erwerbstätigen und Rentnern, resp. Mietern und
Eigentümern, mit 68% am meisten Zustimmung. Weiter unterstützten 54% der
Initiativgegner das Argument, dass die Besteuerung des Eigenmietwertes zu
Steuerausfällen führen würde. Noch mehr Initiativbefürworter verwarfen dieses
Argument jedoch (68%). Im Weiteren brachten die Befürworter die Präferenz für eine
generelle Abschaffung des Eigenmietwertes leicht häufiger als Stimmmotiv ein als die
Gegner der Initiative (8% zu 5% Erstnennungen). Ein bundesrätlicher Entwurf in Form
eines indirekten Gegenvorschlages, welcher die generelle Abschaffung der
Eigenmietwertbesteuerung gefordert hätte, war im Vorjahr durch Nichteintreten in den
beiden Parlamentskammern noch erledigt worden. 15

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 23.11.2012
MARLÈNE GERBER

Umweltschutz

Allgemeiner Umweltschutz

Die neue, im Auftrag des Bundesrates erstellte Nachbefragung, die seit dem Herbst
2016 nicht mehr länger durch gfs.bern in Kooperation mit verschiedenen Universitäten
verfasst, sondern vom Schweizer Kompetenzzentrum Sozialwissenschaften (FORS) und
dem Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) in Zusammenarbeit mit dem Umfrageinstitut
LINK durchgeführt wird, führte verschiedene Gründe für das Scheitern der
Volksinitiative "Grüne Wirtschaft" ins Feld. Gemäss der sog. VOTO-Studie waren
sowohl Zweifel an der Umsetzbarkeit (für 15% das erstgenannte Argument) als auch die
Angst, dass die Initiative der Wirtschaft schade (17%), ausschlaggebend für ihre
ablehnende Haltung. Für wieder andere war die Ablehnung einer
Konsumbevormundung (9%) oder die Überzeugung, die Schweiz trage bereits
ausreichend zum Schutze der Umwelt bei (8%), entscheidend für ein Nein. Eine
beträchtliche Anzahl der Nein-Stimmenden (14%) gab auch an, bei ihrem Entscheid
Empfehlungen gefolgt zu sein, wobei diese Empfehlungen in erster Linie vom Bundesrat
stammten. Auf der anderen Seite war das ausschlaggebende Argument für eine
Unterstützung der Volksinitiative klar die Förderung des Umweltschutzes (41%). Auf
stärkere Zustimmung stiess das Anliegen bei der jüngsten Generation der
Stimmberechtigten – bei dieser sogar auf mehrheitliche – und bei der
Stimmbürgerschaft mit universitärem Bildungshintergrund. Auffallend war die
vergleichsweise tiefe Unterstützung bei der SP-Anhängerschaft: Während
Sympathisantinnen und Sympathisanten der Grünen der Volksinitiative ihrer Partei mit
87% zustimmten, betrug die Zustimmungsrate bei der Gefolgschaft der SP lediglich
63%. Ferner zeigten die Auswertungen, dass Mitte-Wählerinnen und -Wähler in der
Romandie deutlich besser von den Befürwortern abgeholt worden waren als in der
Deutschschweiz. 
Interessanterweise äusserte knapp die Hälfte der Nein-Stimmenden ihre Zustimmung
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zu zentralen Pro-Argumenten und somit indirekt auch zu allfälliger staatlicher
Intervention: 47% aller Nein-Stimmenden erachteten die Initiative als wichtig, damit die
Wirtschaft einen grösseren Beitrag zum Umweltschutz leiste, und die Hälfte der Nein-
Stimmenden hatte nichts dagegen, dass die Initiative zu Gunsten der Konsumentinnen
und Konsumenten Unternehmen zwingen könnte, langlebigere Produkte herzustellen.
Auf der gegnerischen Seite verfingen hingegen die Argumente, die Initiative trage zur
Verteuerung von Produkten bei (55%) und zwinge die Bürger, ihren Lebensstil zu ändern
(42%), ebenfalls relativ gut bei den Ja-Stimmenden. Nicht zuletzt zeigte sich auch
betreffend die Zustimmung zu zentralen Argumenten im Abstimmungskampf ein
Röstigraben: 81% aller Stimmenden in der Romandie zeigten sich überzeugt, dass der
Förderung umweltschonender Technologien die Zukunft gehöre. Dieses Argument
wurde in der Deutschschweiz von 59% der Stimmenden unterstützt. 16

Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Alters- und Hinterlassenenversicherung (AHV)

Die Voto-Studie zur Abstimmung über die Volksinitiative „AHVplus: für eine starke
AHV“ vom 25. September 2016, erstellt am Zentrum für Demokratie Aarau, erschien im
November. Im Nachgang der Abstimmung waren 1’575 Stimmberechtigte zu ihrem
Abstimmungsentscheid, ihren Motiven und weiteren Faktoren telefonisch befragt
worden. Die Analyse ergab, dass insbesondere Zweifel an der Finanzierbarkeit der AHV-
Erhöhung diese zu Fall gebracht hatten. Auch dass Argument, dass die bedürftigsten
Rentnerinnen und Rentner nichts von der Erhöhung gehabt hätten, erwies sich als
wichtig. Nichtsdestotrotz betonten die Befragten mehrheitlich ihre Sympathie für die
AHV und erläuterten, diese biete die sicherste Altersvorsorge und sollte deswegen
gegenüber der zweiten Säule gestärkt werden. Als massgeblich für den Urnenentscheid
erwies sich dennoch die Parteibindung: Stimmende, welche mit der SP oder der grünen
Partei sympathisieren, stimmten „AHVplus" mehrheitlich zu, während die
Sympathisantinnen und Sympathisanten aller anderen Parteien das Anliegen
mehrheitlich ablehnten. Am deutlichsten taten dies die Stimmenden mit FDP-
Parteibindung. Sowohl bei der SVP als auch bei der SP wich rund ein Drittel der
Anhängerinnen und Anhänger von der Parteiparole ab. Der im Vorfeld der Abstimmung
oft heraufbeschworene Generationengraben manifestierte sich weniger akzentuiert als
erwartet: Zwar legten die jungen Stimmberechtigten überwiegend ein Nein ein, auch
bei älteren Stimmenden fand die Initiative jedoch keinen eindeutigen Zuspruch. 17

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 10.11.2016
FLAVIA CARONI

Bildung, Kultur und Medien

Medien

Meinungsforschung

Der im Nachgang der Masseneinwanderungsinitiative eskalierte Streit um die
Nachwahlbefragungen führte dazu, dass sich der Bund mit der Frage
auseinandersetzte, ob er solche Abstimmungsanalysen auch weiterhin erstellen lassen
soll. Im Juli bejahte dies der Bundesrat, beschloss aber auch, den Auftrag für den
Zeitraum 2016-2019 gemäss WTO-Richtlinien öffentlich auszuschreiben. Ferner
beauftragte er die Bundeskanzlei, mit der "Forschungsgemeinschaft VOX-Analysen"
einen neuen Vertrag abzuschliessen, dessen Laufzeit auf Ende 2015 terminiert ist und
eine Option auf Verlängerung enthält. Diese würde gewährt, wenn beim neuen
Vergabeverfahren Verzögerungen auftreten würden. 18

ANDERES
DATUM: 02.07.2014
MARLÈNE GERBER

Die Nachbefragungen zu den eidgenössischen Abstimmungen, die seit 1977 unter dem
Namen VOX-Analysen von gfs.bern durchgeführt wurden, werden künftig durch die
Stiftung für die Forschung in den Sozialwissenschaften (FORS) und das Zentrum für
Demokratie in Aarau (ZDA) in Zusammenarbeit mit dem Umfrageinstitut Link organisiert.
Der Bund, welcher die Analysen seit 1987 finanziell unterstützt, hatte den Auftrag im
Vorjahr für einen befristeten Zeitraum von vier Jahren zum ersten Mal und im Umfang
von CHF 1,8 Mio. öffentlich ausgeschrieben. Für den Entscheid seien die Qualifikation
des Befragungsteams von FORS sowie die vorgeschlagenen Massnahmen zur
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Maximierung der Rücklaufquote und der günstige Preis ausschlaggebend gewesen,
begründete die Bundeskanzlei ihre Wahl. Peter Farago, damaliger Direktor von FORS,
bestätigte, dass durch diesen Entscheid Synergien mit den bereits am FORS
durchgeführten Befragungen zu den eidgenössischen Wahlen (Selects) genutzt werden
können. Um einen lückenlosen Übergang zu gewährleisten, finanziert der Bund die VOX-
Analysen noch bis maximal Ende 2016. Gemäss Aussagen der Bundeskanzlei bedeutet
die Neuvergabe auch einen Schnitt: Die methodische Vergleichbarkeit über die Zeit sei
nicht gewährleistet. 19

Eine am Zentrum für Demokratie Aarau (ZDA) durchgeführte experimentelle Studie
bewertete Vor- und Nachteile von Online-Umfragen im Vergleich zu Offline-Umfragen.
Im Vorfeld der eidgenössischen Wahlen 2019 zogen die Forscher eine Zufallsstichprobe
im Umfang von 10'000 Personen aus dem Adressregister des Kantons Aargau, wobei die
eine Hälfte die ausgedruckte Umfrage inklusive frankiertes Rückantwortcouvert per
Post erhielt (Mail-In) und die andere Hälfte im Schreiben gebeten wurde, die Umfrage
via den zugestellten Link (oder QR-Code) online auszufüllen. In Bezug auf die
Rücklaufquote stellten die Forscher keine nennenswerten Unterschiede zwischen den
beiden Umfrage-Modi fest. Was die Repräsentativität anging, bestärkte die Studie
bisherige Erkenntnisse: Während die Respondentinnen und Respondenten der Mail-In-
Umfrage repräsentativer für ältere Bevölkerungsgruppen und Personen mit niedrigerem
Bildungsniveau waren, galt das Umgekehrte für die Online-Umfrage, wobei die
Kombination der beiden Samples die insgesamt repräsentativste Stichprobe ergab.
Hinsichtlich des dritten betrachteten Qualitätskriteriums schnitt die Online-Umfrage
indes deutlich besser ab: Während nur 54 Prozent der Mail-In-Fragebögen vollständig
ausgefüllt retourniert worden waren, belief sich dieser Anteil bei der Online-Umfrage
auf 84 Prozent. Die automatische Führung durch den Fragebogen sowie die
auftauchenden Erinnerungen bei Nichtbeantwortung einer Frage resultierten in
vollständigeren Daten, folgerte die Studie. 20

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 17.02.2020
MARLÈNE GERBER

Parteien, Verbände und Interessengruppen

Parteien

Grosse Parteien

Aufgrund der Nachwahlbefragung „Selects“ wurde vermutet, dass die SVP bei den
Wahlen 2011 Opfer ihrer selbst verschuldeten Polarisierung geworden sei. Mit der
profilierten Positionierung habe sich die Partei zwar eine treue und gut mobilisierbare
Anhängerschaft aufgebaut, die SVP sei aber für viele Wählerinnen und Wähler dadurch
auch unwählbar geworden. Die Volkspartei stecke deshalb in einem Dilemma. Auf der
einen Seite müsse sie einen pointierten rechtskonservativen Kurs steuern, um die
eigenen Reihen bei Laune zu halten, damit stosse sie aber auf der anderen Seite
Mittewähler ab. In der Studie wurde zudem der Schluss gezogen, dass die SVP ihr
Wählerpotenzial wohl praktisch ausgeschöpft habe. 21

STUDIEN / STATISTIKEN
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MARC BÜHLMANN

Konservative und Rechte Parteien

Bei der ersten SRG-Wahlumfrage, die nach der Hälfte der Legislatur durchgeführt
wurde, zeichnete sich die BDP als grosse Gewinnerin ab. Laut der Umfrage würde die
BDP – hätten zu diesem Zeitpunkt Nationalratswahlen stattgefunden – über 2
Prozentpunkte an Wählerstärke zunehmen und neu auf einen Wähleranteil von 7,5%
kommen (effektiver Wähleranteil 2011: 5,4%). Die Gewinne würden dabei vor allem auf
Kosten der SVP gehen. 22

STUDIEN / STATISTIKEN
DATUM: 28.09.2013
MARC BÜHLMANN
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